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Vorsitz: OB Dr. Nopper 

Berichterstattung:       

Protokollführung: Herr Haupt / fr 

 

Betreff: 
 

 

Stuttgarter Klima-Innovationsfonds:  
Beschluss der Förderrichtlinie 2024 
 

Vorgang: Ausschuss für Klima und Umwelt vom 01.03.2024, öffentlich, Nr. 11 
  Ergebnis: mehrheitliche Zustimmung 
 
 
Beratungsunterlage ist die Vorlage des Herrn Oberbürgermeisters vom 05.02.2024, 
GRDrs 39/2024.  
 
Der Antrag Nr. 56/2024 vom 07.03.2024 (SPD, Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN 
Tierschutzpartei) ist dem Originalprotokoll sowie dem Protokollexemplar für die Haupt-
aktei beigefügt. 
 
 
OB Dr. Nopper weist auf einen Änderungsantrag seitens der SPD-Gemeinderatsfraktion 
sowie der Fraktionsgemeinschaft Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 
unter diesem Tagesordnungspunkt (TOP) hin.  
 
Es bestehe eine gute Praxis in der Form, so StR Dr. Jantzer (SPD), dass Beschlussvor-
lagen zunächst im zuständigen Ausschuss beraten und daraufhin im Gemeinderat be-
handelt würden. Falls Beratungsbedarf bestehe, werde die Entscheidung verschoben. 
Dieses sei jedoch im vorliegenden Fall nicht geschehen und trotz eingebrachter Beden-
ken sei durchgestimmt worden. Insofern sei seiner Gemeinderatsfraktion nichts Ande-
res übriggeblieben, als einen Formulierungsvorschlag vorzulegen. Unter Beschlussan-
tragsziffer 1 der Beschlussvorlage werde aufgeführt, die Förderrichtlinie des Stuttgarter 
Klima-Innovationsfonds werde erlassen. Dies bedeute, hierüber eine inhaltliche Diskus-
sion zu führen. Falls Optimierungsbedarf gesehen werde, sei es eine Aufgabe des ge-
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meinderätlichen Gremiums, sich damit zu befassen. Dies ein ganz normaler Vorgang 
und die unstrittigen Beschlussantragsziffern 2 und 3 sollten getrennt abgestimmt wer-
den. Neben dem Anspruch seiner Fraktion einer kontinuierlichen Verbesserung müsse 
aus einer derartigen Förderrichtlinie eine grundsätzliche Haltung deutlich werden. Diese 
Haltung des bisherigen Vorgehens beurteile seine Fraktion als überarbeitungsnötig, 
denn nach dem anspruchsvollen Beantragungsvorgang beschließe der Klima-
Innovationsrat nach entsprechender Abwägung ein Vorhaben. Von den Antragsstellen-
den werde verlangt, dass sie finanzielle Mittel investierten, um die erste Phase zu über-
stehen und Ergebnisse vorzulegen. Im Ausschuss habe seine Fraktion vorgetragen, 
dass dieses Vorgehen nicht für jeden Antragsteller möglich sei. Den Innovationsfonds 
unterstütze seine Fraktion sehr stark, und jedem Antragstellenden solle die Möglichkeit 
gegeben werden, eine gute Idee nach vorne zu bringen. Ein Projekt könne auch durch-
aus scheitern und keine Ergebnisse hervorbringen, womit dann das weitere Vorhaben 
beendet werde. Dieses stelle einen völlig normalen Vorgang dar, welches ebenso in 
anderen Fonds und Förderrichtlinien angewendet werde. Ihm sei dagegen von keinem 
anderen Fördervorhaben bekannt, zunächst Gelder investieren zu müssen, um ein Pro-
jekt beginnen zu können. Daher habe seine Fraktion nach einer entsprechenden Abwä-
gung und mehreren Gesprächen mit der Stabsstelle Klimaschutz eine Lösung erarbei-
tet, welche zumindest reibungslos in das bestehende System integriert werden könne. 
Es bestehe der Vorschlag, auf Antrag zunächst bis zu 20 Prozent der Fördermittel für 
die eigenen Kosten zu erhalten. Diese würden im Verlauf des Projekts verrechnet. In 
Bezug auf den Klima-Innovationsfond bestehe kein Handlungsdruck, da die Förderricht-
linie im April mit der nächsten Beratung wirksam werde. Daher bestünden durchaus 
noch einige Wochen Zeit, um gemeinsam eine gute Lösung zu finden. Falls eine Frakti-
on oder eine Fraktionsgemeinschaft einen Antrag hinsichtlich einer zusätzlichen Bera-
tung stellen würde, werde seine Fraktion diesem gerne folgen, so StR Dr. Jantzer. Es 
sei das Argument vorgetragen worden, dass eine Evaluierung Ende des Jahres durch-
geführt werde. Diese Evaluierung müsse sich u. a. auf die Wirkung und die Ergebnisse 
des Klima-Innovationsfonds beziehen. Daher habe seine Fraktion - wie unter Beschlus-
santragsziffer 3 aufgeführt - darauf gedrungen, die Stabsstelle Klimaschutz zu erwei-
tern, um die Evaluierung und Begleitung der Projekte zu verbessern. Diesem Anliegen 
sei der Gemeinderat im Rahmen der zurückliegenden Doppelhaushaltsplanberatungen 
nachgekommen, was sich bei den Beschlussantragsziffern 2 und 3 niederschlage. Die-
sen Punkten stimme seine Fraktion gerne zu. StR Dr. Jantzer appelliert an den Ge-
meinderat, dieser aus einer Haltung abgeleiteten Veränderung der Förderrichtlinie zu-
zustimmen. Auch der Klima-Innovationsfond solle soziale Fragen berücksichtigen. 
 
OB Dr. Nopper betont, die Verwaltung halte den Änderungsantrag aus zwei Gründen 
nicht für sinnvoll. Zum einen solle lediglich die Erreichung konkreter Ziele gefördert 
werden. Des Weiteren sei die Verwaltung der Auffassung, dass die Änderung der Richt-
linien zu einem zu frühen Zeitpunkt erfolge. Diese Änderung solle erst zum Zeitpunkt 
der Evaluierung zeitgleich durchgeführt werden.  
 
Die Verwaltung wolle den Wunsch äußern, so Herr Körner (S/OB), die erfolgreiche Ar-
beit des Klima-Innovationsfonds fortzusetzen. Dies habe der Gemeinderat auf Vor-
schlag des Oberbürgermeisters im letzten Dezember so beschlossen. Da der Klima-
Innovationsfonds auf der Grundlage einer Förderrichtlinie in den letzten Jahren gut 
funktioniert habe und Ende letzten Jahres ausgelaufen sei, werde rasch eine neue För-
derrichtlinie benötigt, um das erfolgreiche Programm fortsetzen zu können. Das Team 
der Stabsstelle Klimaschutz habe in den vergangenen Jahren von den 9,5 Mio. Euro zur 
Verfügung stehenden Mitteln 9 Mio. Euro zur Bewilligung gebracht. Für 57 Projekte sei-
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en diese 9 Mio. Euro zugesagt worden. Dem Team sei es gelungen, gemeinsam mit der 
Organisation "The Nature Conservancy" einen Partner zu finden, welcher die größte 
Naturschutzorganisation der Welt sei und eine eigene Förderlinie mitfinanziere. Zum 
Erfolg des Klima-Innovationsfonds zähle ebenso die Tätigkeit des Klima-Innovationsrats 
und die Beteiligung der Fraktionen bei den einzelnen Projektvorschlägen und -anträgen. 
Die ergebnisbasierte Auszahlung sei nach Auffassung der Verwaltung ebenso ein Teil 
des Erfolgs, da sie damit gute Erfahrungen gemacht habe, Gelder erst dann auszuzah-
len, wenn zumindest Zwischenziele erst tatsächlich erreicht würden. Dieses Vorgehen 
werde in der Form ausgestaltet, dass frühzeitig bereits nach ein bis vier Monaten Zwi-
schenziele definiert würden, damit nach diesem frühen Zeitpunkt die ersten finanziellen 
Mittel fließen könnten. Nicht bei allen Projekten sei dies der Fall: Bei fünf dieser 57 zu-
gesagten Projekten mit einem Volumen von 1,8 Mio. Euro bestehe die Situation, dass 
die Ziele nicht erreicht würden und demzufolge würden die Gelder nicht zur Auszahlung 
kommen. Falls der Veränderungsantrag bereits gelten würde, wären schon etwa 
200.000 Euro verausgabt, ohne dass irgendwelche Zwischenziele erreicht worden wä-
ren. Die Verwaltung erkenne die ehrenamtliche Arbeit im Klima-Innovationsfond mit ei-
nem Stundensatz von 15 Euro an, wenn zumindest Zwischenziele erreicht würden. 
Ebenso gelte eine ähnlich gestaltete Gemeinkostenpauschale. Derzeit finde eine Eva-
luation durch das Beratungsunternehmen Ramboll Management Consulting statt. Dabei 
werde die Wirksamkeit der Projekte evaluiert - wie von StR Dr. Jantzer ausgeführt. 
Ebenso werde evaluiert, ob die relevanten Zielgruppen erreicht würden, und ob der 
Fördermechanismus für diese relevanten Zielgruppen funktioniere. Wie von 
OB Dr. Nopper vorgeschlagen, sollten die Ergebnisse der Evaluation vor der Sommer-
pause abgewartet werden und die Verwaltung werde im Spätherbst gegebenenfalls ei-
ne neue Förderrichtlinie auf der Basis dieser Evaluation vorlegen. Daher schlage die 
Verwaltung vor, dem vorliegender Änderungsantrag nicht zu folgen oder ihn möglicher-
weise in den Herbst zu vertagen.  
 
StRin Münch (90/GRÜNE) betont, ihre Fraktion werde diesem Änderungsantrag nicht 
zustimmen. Denjenigen Stadträtinnen und Stadträten, die an der letzten Sitzung des 
AKU teilgenommen hätten, seien die Gründe der Ablehnung ihrer Fraktion bekannt: Mit 
dem Klima-Innovationfonds bestehe ein "Hidden Champion" in der Förderlandschaft, 
welcher einen Weg hin zu klimaneutralen Produkten schaffe. Dies beziehe sich sowohl 
auf die Tatsache der Aufsetzung des Klima-Innovationsfonds, als auch auf den Adres-
satenkreis und dessen Bedingungen. Dies bedeute für ihre Fraktion, die Evaluation ab-
warten zu wollen. Der Klima-Innovationsfonds beinhalte vier Förderlinien, welche unter-
schiedliche finanzielle Volumina und unterschiedliche Adressaten und Bedingungen 
besäßen. Es solle keine "one-size-fits-all Solution" (Einheitslösung) beschlossen wer-
den, die sich nicht für diese vier Förderrichtlinien eigne. Vielmehr solle die Evaluation 
abgewartet werden und danach sollen aus dieser Evaluation möglicherweise Anpas-
sungen vorgenommen werden. Dabei solle ein ganzheitlicher Blick auf den Fördertopf 
gerichtet werden und daraufhin sollten die Empfehlungen hieraus umgesetzt werden. 
Es solle vorab kein Beschluss erfolgen, der später für Hinderungen sorge. Die Förder-
richtlinien gälten für zwei Jahre, wodurch genügend Zeit bestehe, entsprechend der sich 
im Herbst darstellenden Ergebnisse die neuen Förderrichtlinien entsprechend anzupas-
sen.  
 
Es wäre besser gewesen, wenn vor der Sitzung des AKU ein schriftlicher Antrag vorge-
legen wäre, so StR Kotz (CDU). Dieser hätte diskutiert werden können und jeglicher 
Verdacht von einem "Hoppla-di-Hopp" wäre nicht im Raum gestanden. Die Ausführung 
von StR Dr. Jantzer," es wäre zu begrüßen, falls eine Fraktion oder Fraktionsgemein-
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schaft einen Vertagungsantrag stellen würde, sei sonderbar. Nach Auffassung von 
StR Kotz sieht es die Geschäftsordnung vor, dass die SPD durchaus selber Verta-
gungsanträge stellen dürfe. Dieses sei jedoch weder im AKU noch in der heutigen Sit-
zung geschehen. StR Kotz betont, inhaltlich lehne seine Fraktion den Änderungsantrag 
sowohl vor als auch nach der Evaluation ab. Falls schließlich ein Problem mit dem bis-
herigen Verfahren bestanden hätte, wäre dies bei der Stabsstelle Klimaschutz aufge-
schlagen. 
 
StR Urbat (Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei) betont als Mitan-
tragssteller, es gehe nicht darum, das komplette Verfahren zu verändern. Vielmehr solle 
bei Einzelfällen die Möglichkeit einer flexibleren Handhabung und einer früheren Aus-
zahlung geschaffen werden. Dieses treffe möglicherweise nur auf wenige Fälle zu. Der 
Stabsstelle sei sicher nicht bekannt, ob eine Vorabzahlung den Projektbeteiligten gehol-
fen hätte, da diese sich nicht beschwert hätten. Den Veränderungsantrag halte seine 
Fraktionsgemeinschaft nach wie vor für sinnvoll.  
 
Mit dem Klima-Innovationsfond sei ein Förderhorizont etabliert worden, der anwen-
dungsorientiert sei, so StR Ozasek (PULS). Ebenso führe er zu skalierbaren Lösungen 
zu der Frage, wie der Klimaschutz in Stuttgart organisiert werden solle, und wie eine 
präventive Klimaanpassung realisiert werden könne. Dieses sei der Zweck des Förder-
horizontes gewesen. Die von StR Dr. Jantzer berechtigt aufgerufene Frage sei die, ob 
alle Maßnahmen gefördert werden sollten, die zu diesem Ziel führten. Allerdings sei 
diese Frage sachgerecht im Zuge der Evaluation zu klären. Daher sei der Antrag in der 
heutigen Sitzung zu frühzeitig und zudem sei seine Fraktionsgemeinschaft mit der For-
mulierung des Antrags nicht zufrieden. So solle geprüft werden, wie mit dem Klima-
Innovationsfond diese Ziele wirkungsorientiert erreicht würden. Dafür solle sich bis in 
den Herbst hinein genügend Zeit genommen werden, und daher würde es seine Frakti-
on begrüßen, wenn der Änderungsantrag vertagt werden würde. Ehrenamtliche Tätig-
keit solle gefördert werden und es würden niederschwellige möglichst unbürokratische 
Förderwege für Verbände und das Ehrenamt benötigt. Zuletzt sei bei einer Veranstal-
tung der Stadtteilaktiven als Botschaft deutlich geworden, dass die bisherigen Förder-
wege zu kompliziert und für das Ehrenamt nicht beherrschbar seien. Hierbei werde 
zwar ein anderer Ansatz und ein anderes Instrument benötigt, allerdings sei es nicht 
richtig, dieses in den Klima-Innovationsfond mitaufzunehmen. Es handle sich schließlich 
um zwei unterschiedliche Sachverhalte.  
 
StR Dr. Oechsner (FDP) betont, aufgrund der Erläuterungen von Herrn Körner und 
StR Kotz und der Möglichkeit, den Änderungsantrag nach Evaluation möglicherweise 
nicht abzulehnen, lehne seine Fraktion den Antrag zum jetzigen Zeitpunkt ab.  
 
Arbeit solle natürlich entsprechend entlohnt werden - allerdings erst zu dem Zeitpunkt, 
wenn sie getätigt sei, so StR Zaiß (FW). Bereits vorab sollten noch keine großen finan-
ziellen Mittel ausgegeben werden, wenn nicht bekannt sei, welches Ergebnis erzielt 
werde. Im Grund laufe es bei anderen Projekten gerade umgekehrt. Daher werde seine 
Fraktion dem Änderungsantrag nicht zustimmen.  
 
StR Goller (AfD) betont, der vorliegende Antrag zeige sämtliche Dimensionen des Ab-
surden. Dies betreffe das Vorgehen, den Inhalt und die Formulierung.  
 
Für StR Dr. Jantzer ist es wichtig, eine grundsätzliche Entscheidung zu fällen. Er ent-
nehme den Wortbeiträgen, es solle zunächst die Evaluation im Herbst abgewartet wer-
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den. Damit seien die nächsten beiden Tranchen, die vergeben würden, damit nicht be-
inhaltet. Diesen Umstand bezeichnet der Stadtrat als ungut, da somit zweimal die 
Chance verpasst werde, eine verbesserte Praxis einzuführen. In jeglichem Projektge-
schäft bestehe stets eine Regelung in der Art und Weise, dass bei einer Bewerbung 
zum Zeitpunkt des Zuschlags ein erstes Budget erteilt werde. Danach müssten be-
stimmte Meilensteine erreicht werden. Falls diese nicht bewältigt würden, werde kein 
weiteres Budget bereitgestellt. Man solle sich die Situation vorstellen, im Kulturbereich 
werde für ein Projekt ein Zuschlag erteilt und es werde daraufhin mit der Bereitstellung 
eines Budges zunächst abgewartet, ob die erste Aufführung gelungen sei. Beim Klima-
Innovationsfonds bestehe im Gegensatz zu anderen Projektbereichen die Praxis, dass 
von den Bewerberinnen und Bewerbern, die vom Budget her eng geführt würden, zu-
nächst eigene Mittel investiert werden müssten. Seine Fraktion halte an ihrem Vor-
schlag fest. An StR Kotz gewandt betont StR Dr. Jantzer, falls dieser mit den vorge-
schlagenen Formulierungen nicht einverstanden sei und hierzu bessere Vorschläge 
habe, sei die SPD-Fraktion gerne bereit, weitere zwei bis vier Wochen Zeit ins Land 
gehen zu lassen. Die Bereitschaft, die Beschlussantragsziffer 1 abzusetzen und in zwei 
bis vier Wochen zu beraten, bringe seine Fraktion gerne mit. Den Wortbeiträgen habe 
er jedoch entnommen, dass die Mehrheit des Gemeinderats entschlossen sei, auf die 
Evaluierung zu setzen. Daher stelle seine Fraktion den Antrag wie vorliegend.  
 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, stellt OB Dr. Nopper den Änderungsan-
trag Nr. 56/2024 vom 07.03.2024 (SPD, Die FrAKTION LINKE SÖS PIRATEN Tier-
schutzpartei) zur Abstimmung und stellt fest: 
 
 Der Gemeinderat lehnt den Änderungsantrag mit großer Mehrheit ab. 
 
OB Dr. Nopper stellt - wie von der SPD-Fraktion gewünscht - die Beschlussantragszif-
fer 1 der GRDrs 39/2024 getrennt zur Abstimmung. 
 
Er stellt fest: 
 
 Der Gemeinderat beschließt bei 4 Gegenstimmen und 7 Enthaltungen mehrheit-

lich wie beantragt die nachfolgend aufgeführte Beschlussantragsziffer 1 der 
GRDrs 39/2024: 

 
1. Die Förderrichtlinie des Stuttgarter Klima-Innovationsfonds wird gemäß Anla-

ge 1 erlassen. 
 
Danach stellt OB Dr. Nopper die Beschlussantragsziffern 2 und 3 der GRDrs 39/2024 
zur Abstimmung. 
 
Er stellt fest: 
 

Der Gemeinderat beschließt bei 4 Gegenstimmen mehrheitlich wie beantragt die 
nachfolgend aufgeführten Beschlussantragsziffern 2 und 3: 
 
2. Die Aufwendungen in Höhe von 2.260.000 Euro im Jahr 2024 und 

2.906.000 Euro im Jahr 2025 werden im Teilergebnishaushalt 810 -
 Bürgermeisteramt, Amtsbereich 8107015 - Grundsatzreferat Klimaschutz, 
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Mobilität und Wohnen, Kontengruppe 42510 - Sonstige Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleistungen gedeckt. 

 
3. Die Aufwendungen für Kommunikation und Management in Höhe von 

175.000 Euro im Jahre 2024 und 180.000 Euro im Jahr 2025 werden im Teil-
ergebnishaushalt 810 - Bürgermeisteramt, Amtsbereich 8107015 - Grund-
satzreferat Klimaschutz, Mobilität und Wohnen, Kontengruppe 42510 - Sons-
tige Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen gedeckt. 

 
 
Zur Beurkundung 
 
 
 
 
Haupt / fr 
 
  



 

 

Verteiler: 
 
I. S/OB 
 zur Weiterbehandlung 
 S/OB-Mobil 
 S/OB-Wohnen 
 Stabsstelle Klimaschutz 
 Referat AKR 
 zur Weiterbehandlung 
 Haupt- und Personalamt 
 
II. nachrichtlich an: 
 
 1. Herrn Oberbürgermeister 
 2. Referat WFB 
  Stadtkämmerei (2) 
 3. Referat SWU 
  Amt für Umweltschutz 
  Amt für Stadtplanung und Wohnen (3) 
 4. Amt für Revision 
 5. L/OB-K 
 6. Hauptaktei 
 
III. 1. Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN  
 2. CDU-Fraktion 
 3. SPD-Fraktion 
 4. Fraktionsgemeinschaft Die FrAKTION  
  LINKE SÖS PIRATEN Tierschutzpartei 
 5. Fraktionsgemeinschaft PULS 
 6. FDP-Fraktion 
 7. Fraktion FW 
 8. AfD-Fraktion 
 9. StRin Yüksel (Einzelstadträtin) 
 
kursiv = kein Papierversand 


